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(Nr. 11143.) Geſetz, betreffend die Auflöſung der Tertialverhältniſſe im Regierungsbezirke 
Stralſund. Vom 25. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für den Regierungsbezirk Stralſund, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


G 

Tertialberechtigt im Sinne dieſes Geſetzes ſind nur: 

1. die Abkömmlinge des erſten Erwerbers eines Tertialguts, welche vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geboren find oder bis zum dreihundert- 
undzweiten Tage danach geboren werden, 

2. die nach dem bisherigen Rechte tertialberechtigten Witwen, welche die 
Ehe vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen haben, 

und zwar nur dann, wenn ihr Recht gemäß §§ 2, 3 angemeldet und feſt⸗ 
geſtellt iſt. 
8 2. 

Die Anmeldung muß binnen zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes bei der Generalkommiſſion erfolgen. 

Die Generalkommiſſion hat durch dreimalige in Zwiſchenräumen von 
mindeſtens ſechs Monaten im Deutſchen Reichsanzeiger zu veröffentlichende Be⸗ 
kanntmachung die nach dem bisherigen Rechte Tertialberechtigten zur Anmeldung 
ihrer Rechte mit dem Hinweis aufzufordern, daß bei nicht rechtzeitiger Anmeldung 
die Rechte erlöſchen. 
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Iſt bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes der Beſitzer und Nutznießer eines 
Tertialguts im Grundbuch als Tertialberechtigter eingetragen, ſo beträgt die 
Friſt des Abſ. 1 fünfzehn Monate und die Friſt für die dreimaligen Bekannt⸗ 
machungen des Abſ. 2 je fünf Monate. 


93. 

Nach Ablauf der Anmeldungsfriſt hat ein von der Generalkommiſſion zu 
beauftragender Kommiſſar zur Prüfung und Feſtſtellung der rechtzeitig ange⸗ 
meldeten Rechte für jedes Tertialgut geſondert einen Termin anzuberaumen. Zu 
dem Termine ſind diejenigen, welche Tertialrechte auf dieſes Gut angemeldet haben, 
ſowie die Regierung zu Stralſund als Vertreterin des Staates (Domänenver⸗ 
waltung) zu laden. Mit der Ladung iſt ein Verzeichnis derjenigen, welche Tertial⸗ 
rechte auf das Gut angemeldet haben, zuzuſtellen. 

Wird in dem Prüfungstermine gegen die Feſtſtellung eines angemeldeten 
Rechtes Widerſpruch erhoben, ſo iſt, falls es ſich um das Recht des Beſitzers 
des Gutes (Tertialiſten) handelt, dem Widerſprechenden, ſonſt dem durch den 
Widerſpruch Betroffenen von dem Kommiſſar aufzugeben, binnen einer nicht er⸗ 
ſtreckbaren Ausſchlußfriſt von drei Monaten die Erhebung der Klage bei den 
ordentlichen Gerichten wider den Gegner nachzuweiſen. Wird dieſe Friſt verſäumt, 
ſo gilt im erſten Falle der Widerſpruch als zurückgenommen, ſonſt das an⸗ 
gemeldete Recht als erloſchen. Dasſelbe iſt der Fall, wenn die Klage rechts⸗ 
kräftig abgewieſen iſt. 

Die angemeldeten Rechte ſind feſtgeſtellt, wenn in dem Prüfungstermin 
ein Widerſpruch gegen ſie nicht erhoben wird oder wenn der erhobene Widerſpruch 
zurückgenommen oder durch rechtskräftiges Urteil beſeitigt iſt. 


II. Tertialgüter mit perpetueller Arrhende. 


84. 

Bei den Gütern Nielitz, Stevelin, Kräpelin, Schulzenhof, Negentin, 
Manſchenhagen und Mönkvitz tritt mit dem Zeitpunkt, in dem das Recht des 
a feftgeftellt iſt, die bisherige Nachfolgeordnung nach Tertialrecht außer 

raft 


Die Generalkommiſſion hat die Auflöſung des Tertialverhältniſſes und die 
Auseinanderſetzung zwiſchen den Beteiligten nach Maßgabe der $$ 5 bis 12 
herbeizuführen und mit den erforderlichen Verhandlungen einen Kommiſſar zu 
beauftragen. 


§ 5. 
a Der Tertialiſt iſt von dem beauftragten Kommiſſar aufzufordern, binnen 
einer nicht erſtreckbaren Ausſchlußfriſt von drei Monaten zu erklären, ob er das 
Eigentum an dem Gute erwerben wolle. i 
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Stirbt der Tertialift vor oder nach der Aufforderung, fo treten feine Erben 
an feine Stelle. Eine noch nicht abgelaufene Friſt iſt den Erben gegenüber zu 
erneuern. 

Die Erklärung iſt bei dem beauftragten Kommiſſar zu Protokoll zu geben 
oder ihm in gerichtlich oder notariell beglaubigter Form einzureichen. 


§ 6. 

Wird die im $ 5 bezeichnete Erklärung rechtzeitig abgegeben und lautet 
ſie bejahend, ſo iſt das Eigentum an dem Gute dem Tertialiſten oder ſeinen 
Erben zu übertragen. Der Staat erhält von dem Tertialiſten oder ſeinen Erben 
ein Abfindungskapital in Höhe des fünffachen Grundſteuerreinertrags. 

Das Abfindungskapital iſt von der Auflöſung des Tertialverhältniſſes ab 
mit vier vom Hundert in halbjährlichen Teilen zu verzinſen und, ſofern keine 
andere Vereinbarung über die Tilgung getroffen wird, mit einhalb vom Hundert 
jährlich zu tilgen. Der Eigentümer iſt jederzeit berechtigt, den noch nicht getilgten 
Teil des Abfindungskapitals ganz oder teilweiſe zu zahlen. 

Zur Sicherheit für Kapital und Zinſen iſt auf dem Gute eine Hypothek 
ohne Bildung eines Hypothekenbriefs einzutragen. 


87. 

Wird die im $5 bezeichnete Erklärung nicht rechtzeitig abgegeben oder 
lautet ſie verneinend, ſo iſt das Gut an den Staat zurückzugeben. Die Rück⸗ 
gabe erfolgt nach den für den Fall des Erlöſchens des Tertialverhältniſſes beim 
Ausſterben der tertialberechtigten Familie etwa beſtehenden vertragsmäßigen Be⸗ 
ſtimmungen und in Ermangelung ſolcher nach den Vorſchriften der §§ 591 bis 
593, 597 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Dem Tertialiſten oder ſeinen Erben iſt vom Staate ein Abfindungskapital 
in Höhe des fünfundzwanzigfachen Grundſteuerreinertrags zu gewähren. 


§8. 

Sowohl im Falle des § 6 als auch in dem des § 7 wird die von dem 
Tertialiſten jährlich zu zahlende Pacht⸗(Arrhende-) Summe gegen den Betrag der 
vom Staate zu zahlenden Entſchädigungs⸗ und Pfandkapitalzinſen ſowie gegen 
den jährlichen Durchſchnittswert der fiskaliſchen Holzlieferungen aufgerechnet der 
ſich ergebende Überſchuß wird mit dem fünfundzwanzigfachen Betrage zu Kapital 
gerechnet. Auf die Ermittelung und Feſtſtellung des jährlichen Durchſchnittswerts 
der Holzlieferungen finden die Vorſchriften des zweiten Abſchnitts des Geſetzes, 
betreffend die Ablöſung der Reallaſten und die Regulierung der gutsherrlichen 
En bäuerlichen Verhältniſſe, vom 2. März 1850 (eſetzſamml. S. 77) An⸗ 
wendung. 

Ergibt ſich für den Staat ein Überſchuß, fo finden im Falle des § 6 die 
Vorſchriften der Abſ. 2, 3 daſelbſt Anwendung. 

5 31 * 


— 166 — 


Ein ſich für den Tertialiſten ergebender Überſchuß gebührt dieſem oder 
ſeinen Erben. 
. 


Die Rechtsverhältniſſe des auf den Tertialgütern befindlichen Vieh-, Feld⸗ 
Wirtſchafts⸗ und Hausinventars werden durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
nicht berührt. 

$ 10. 

Sind außer dem Tertialiſten, feinen Abkömmlingen und feiner Ehefrau 
Tertialberechtigte vorhanden, ſo iſt mit Ausnahme der Tertialgüter Negentin und 
Mönkvitz zu Gunſten dieſer Tertialberechtigten und ihrer Abkömmlinge von dem 
Tertialiſten oder ſeinen Erben mit einem Abfindungskapital in Höhe des drei⸗ 
fachen Grundſteuerreinertrags des Tertialguts eine Familienſtiftung zu errichten. 

In der Stiftungsurkunde iſt als Sitz der Stiftung der Sitz des Amts⸗ 
gerichts, in deſſen Bezirke das Gut liegt, und als Vorſtand der Landrat des 
Kreiſes zu beſtimmen ſowie anzuordnen, daß der Genuß der Stiftung dem jedes⸗ 
maligen Erſtgeborenen in der von dem erſten Erwerber des Tertialguts abzu- 
leitenden Folgeordnung nach Linien mit dem Vorzuge des Mannesſtamms und 
unter Anwendung der Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Teil II Titel 4 
$$ 191 bis 202 auf die Nachfolge des Weiberſtamms zuſteht. 

Bei den Tertialgütern Negentin und Mönkvitz iſt der dreifache Betrag des 
Grundſteuerreinertrags demjenigen auszuhändigen, der bei Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift im Abſ. 1 zum Genuſſe der Familienſtiftung berufen fein würde. 


| s1. 

Die Vereinbarungen über die Auflöſung des Tertialverhältniſſes und die 
Auseinanderſetzung unter den Beteiligten ſind in einer Schlußurkunde (Rezeß) zu⸗ 
ſammenzufaſſen, die von den Beteiligten zu vollziehen und von der General⸗ 
kommiſſion zu prüfen und zu beſtätigen iſt. Die Ausführung, insbeſondere die 
Auflöſung des Tertialverhältniſſes, erfolgt, ſoweit eine Einigung der Beteiligten 
nicht erzielt iſt, in dem durch die Generalkommiſſion beſtimmten Zeitpunkte. Sie 
darf im Falle des § 10 erſt erfolgen, wenn die nach § 10 Abſ. 1 zu errichtende 
Familienſtiftung genehmigt und das Stiftungskapital ſichergeſtellt oder das nach 
§ 10 Abſ. 3 zu zahlende Abfindungskapital rechtsgültig gezahlt oder hinterlegt iſt. 

Die Übertragung des Eigentums an dem Gute geſchieht durch die auf 
Grund des beſtätigten Rezeſſes bewirkte Eintragung des Eigentumsüberganges 
im Grundbuche. 

§ 12. 

In Anſehung der Rechte dritter Perſonen, der Zuſtändigkeit der Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörde, des Verfahrens und des Koſtenweſens finden die in der 
Provinz Pommern geltenden geſetzlichen Vorſchriften Anwendung. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Eintragungen im Grund— 
buch erfolgen nur auf Erſuchen der Generalkommiſſion. Dies gilt insbeſondere 
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von der Löſchung der etwa eingetragenen Tertialeigenſchaft des Gutes ſowie von 
der Eintragung des Eigentumsüberganges (§ 6, 11) und der im § 6 Abſ. 3 und 
im § 8 Abſ. 2 bezeichneten Hypotheken. Das Erſuchen um Eintragung dieſer 
Hypotheken iſt gleichzeitig mit dem Erſuchen um Eintragung des Eigentumsüber⸗ 
ganges zu ſtellen; dabei iſt zu beſtimmen, daß die letztere Eintragung nicht ohne 
die erſtere erfolgen ſoll. 
§13. 

Bezüglich des Tertialguts Hohenwarth nebſt Nebengütern verbleibt es bei 
dem bisherigen Rechtszuſtande. Das Tertialverhältnis erliſcht mit dem Fortfalle 
des letzten Tertialberechtigten. 


III. Tertialgüter ohne perpetuelle Arrhende. 


§ 14. 

Die Tertialgüter Neuendorf und Rubenow verbleiben in dem bisherigen 
Verhältniſſe. Das Tertialverhältnis erliſcht mit dem Fortfalle des letzten Tertial— 
berechtigten. 

IV. Schlußbeſtimmungen. 
§ 15. 

Das Verfahren vor den Auseinanderſetzungsbehörden iſt Eoften- und 
ſtempelfrei. Für die durch unnötige Weiterungen, durch die Erledigung von 
Anträgen und Geſuchen aller oder einzelner Teilnehmer, die zur Durchführung 
des Verfahrens an ſich nicht erforderlich find, ebenſo für die durch die Erledigung 
von Streitigkeiten entſtehenden Koſten werden jedoch Pauſchſätze nach Maßgabe 
der wirklich erwachſenen Koſten gemäß $ 2 Nr. 4 des Geſetzes über das Koften- 
weſen in Auseinanderſetzungsangelegenheiten vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. 
S. 395) erhoben. 

$ 16. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1911 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bergen, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juli 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. 
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(Nr. 11144.) Geſetz, betreffend die Beſchulung blinder und taubſtummer Kinder. Vom 
7. Auguſt 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
„ 

Blinde Kinder, welche das ſechſte Lebensjahr, ſowie taubſtumme Kinder, 
welche das ſiebente Lebensjahr vollendet haben, unterliegen, ſofern ſie genügend 
entwickelt und bildungsfähig erſcheinen, der Verpflichtung, den in den Anſtalten für 
blinde und taubſtumme Kinder eingerichteten Unterricht zu beſuchen (Schulpflicht). 

Bei Kindern, welche in ihrer Entwickelung zurückgeblieben ſind, kann der 
Beginn der Verpflichtung bis zu drei Jahren hinausgeſchoben werden. 

Zu den taubſtummen Kindern im Sinne dieſes Geſetzes gehören auch 
ſtumme, ertaubte und ſolche Kinder, deren Gehörreſte ſo gering ſind, daß ſie die 
Sprache auf natürlichem Wege nicht erlernen können und die erlernte Sprache 
durchs Ohr zu verſtehen nicht mehr imſtande ſind. 

Zu den blinden Kindern gehören auch ſolche Kinder, die ſo ſchwachſichtig 
ſind, daß ſie den blinden Kindern gleichgeachtet werden müſſen. 

Die Verpflichtung der Kinder ruht, ſolange für ihren Unterricht in aus⸗ 
reichender Weiſe anderweit geſorgt iſt. i 
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Die Schulpflicht der blinden Kinder endet mit dem auf die Vollendung 
des 14., die der taubſtummen Kinder mit dem auf die Vollendung des 15. Lebens⸗ 
jahrs folgenden Jahresſchulſchluſſe. 


Kinder, welche das ſchulpflichtige Lebensalter in der Zeit bis einſchließlich 
drei Monate nach dem Beginne des Schuljahrs vollenden, können ausnahms⸗ 
weiſe ſchon an dem vorhergehenden Aufnahmetermin in die Schule aufgenommen 
werden. In dieſem Falle kann ihre Entlaſſung nach achtjährigem Schulbeſuch 
auch ſchon vor Erreichung des die Schulpflicht beendenden Lebensalters ſtattfinden. 


§4. 

Über den Eintritt der Schulpflicht beſchließt in kreisfreien Städten die 
Schuldeputation, im übrigen nach Anhörung der Ortsſchulbehörde die Schul- 
aufſichtsbehörde. 
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Gegen dieſen Beſchluß ſteht den Eltern, dem geſetzlichen Vertreter ſowie 
dem Kommunalverbande binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde 
zu. Über die Beſchwerde beſchließt der Kreis- (Stadt) Ausſchuß. Zuſtändig iſt 
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der Kreis: (Stadt) Ausſchuß, in deſſen Bezirke die Eltern des Kindes ihren 
Wohnſitz haben, und in Ermangelung eines ſolchen derjenige, in deſſen Bezirke 
ſich der Wohnſitz des Kindes oder ſein Aufenthaltsort befindet. 

Der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß hat vor der Beſchlußfaſſung den Kommunal⸗ 
verband und, ſoweit dies ohne erhebliche Schwierigkeiten geſchehen kann, die 
Eltern und den geſetzlichen Vertreter zu hören; er kann auch andere Perſonen, 
insbeſondere den Kreisarzt, den Leiter der zuſtändigen Taubſtummen⸗ beziehungs⸗ 
weiſe Blindenanſtalt, den Ortsſchulinſpektor, den Ortsgeiſtlichen, den Lehrer, den 
Gemeindevorſteher und andere zur Äußerung auffordern oder als Sachverſtändige 
oder Zeugen, nötigenfalls eidlich, vernehmen. Im übrigen finden auf das Ver⸗ 
fahren des Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſes die Beſtimmungen der §§ 115 bis 126 des 
Geſetzes, betreffend die allgemeine Landesverwaltung, vom 30. Juli 1883 finn- 
gemäß Anwendung. 5 

Der Beſchluß iſt den Eltern, dem geſetzlichen Vertreter, der Schulaufſichts⸗ 
behörde und dem verpflichteten Kommunalverbande zuzuſtellen. 

Die Beſchwerde gemäß $ 121 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung ſteht den im Abſ. 3 Genannten zu, den Eltern und dem geſetzlichen 
Vertreter jedoch nur dann, wenn der Beſchluß die Entſcheidung der Schul⸗ 
deputation beziehungsweiſe Schulaufſichtsbehörde aufrecht erhält. Die Beſchwerde 
hat aufſchiebende Wirkung. 


$ 6. 

Die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes der Schulpflicht unterliegenden 
taubſtummen und blinden Kinder, für deren Unterricht nicht ſonſt in ausreichender 
Weiſe geſorgt wird, müſſen vom Beginne der Schulpflicht an, in den Fällen 
des § 5 nach Eintritt der Rechtskraft des Beſchluſſes, durch den Kommunal⸗ 
verband in einer Blinden- oder Taubſtummenanſtalt oder an einem Orte unter⸗ 
gebracht oder belaſſen werden, von welchem aus ſie eine unterrichtliche Veran⸗ 
ſtaltung der bezeichneten Art beſuchen können. 

Verpflichtet iſt der zur Fürſorge für das Blinden- und Taubſtummen⸗ 
weſen allgemein berufene Kommunalverband, in deſſen Bezirke die Eltern des 
Kindes ihren Wohnſitz haben oder das Kind ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung 
eines Wohnſitzes ſeinen Aufenthalt hat. Verlegen die Eltern des Kindes ihren 
Wohnſitz in den Bezirk eines anderen Kommunalverbandes, ſo geht die Ver— 
pflichtung auf dieſen über. 

Die Entſcheidung über die Unterbringung oder Belaſſung des Kindes liegt 
dem Kommunalverband ob. 

Das Kind iſt, ſoweit das in dem Bezirke desſelben Kommunalverbandes 
möglich iſt, in einer Anſtalt ſeines Bekenntniſſes unterzubringen. Wenn es nicht 
in der Anſtalt wohnt, muß es tunlichſt in einer Familie ſeines Bekenntniſſes 
untergebracht werden. Dem Antrage der Eltern und des geſetzlichen Vertreters 
des Kindes auf anderweite Unterbringung iſt tunlichſt Folge zu geben. 
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Gegen die Verfügungen des Kommunalverbandes gemäß Abſ. 3 und 4 
ſteht den Eltern und dem geſetzlichen Vertreter die Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde zu. N 
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* Ä 
Zur Überführung des Zöglings iſt der geſetzliche Vertreter des Kindes ver⸗ 
pflichtet. Erfolgt dieſe nicht binnen 4 Wochen nach Zuſtellung der Benachrichti⸗— 
gung, ſo ordnet die Schulaufſichtsbehörde die Überführung an. 


§ 8. 

Von der erfolgten Unterbringung hat der Kommunalverband die Behörde, 
welche die Schulpflicht feſtgeſtellt hat, zu benachrichtigen. 

Die Schulaufſichtsbehörde iſt berechtigt, gegen Eltern und den geſetzlichen 
Vertreter ſowie diejenigen, denen die Obhut über das Kind anvertraut iſt, ſofern 
ſie ein untergebrachtes Kind ohne Erlaubnis der Behörde zurückholen oder zu 
dem Beſuche des Unterrichts der Anſtalt nicht ausreichend anhalten, Straf— 
beſtimmungen nach Maßgabe der über die Beſtrafung der Schulverſäumniſſe bei 
den öffentlichen Volksſchulen beſtehenden Vorſchriften zu erlaſſen. 


889 

Der Kommunalverband iſt berechtigt, die Schulpflicht der blinden und 
taubſtummen Kinder auszudehnen bis zu dem Jahresſchulſchluſſe, welcher bei den 
blinden Kindern auf die Vollendung des 17., bei den taubſtummen Kindern auf 
die Vollendung des 18. Lebensjahrs folgt, wenn die Kinder das Lehrziel des 
Unterrichts noch nicht erreicht haben und nach Lage ihrer körperlichen und geiſtigen 
Entwickelung anzunehmen iſt, daß ſie es bei Fortſetzung des Unterrichts erreichen 
werden. 

Gegen die Verfügung des Kommunalverbandes ſteht den Eltern und dem 
geſetzlichen Vertreter die Beſchwerde an die Schulaufſichtsbehörde zu. 


f $ 10. 
Die Entlaffung der blinden und taubftummen Kinder aus der Schule darf 
nur ſtattfinden, wenn i 
1. die Schulpflicht des Kindes nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
§ 2 oder $ beendet iſt, 
2. die Erreichung des Zweckes der Unterbringung in anderer Weiſe ſicher— 
geſtellt iſt, 
3. aus anderen Gründen die Vorausſetzungen für die zwangsweiſe Unter⸗ 
bringung des Kindes nicht mehr vorliegen, 
4. ehe befonderen Gründen die vorzeitige Entlaſſung gerechtfertigt er— 
eint. 
Auch eine Zurückſtellung des Kindes vom Schulbeſuche längſtens auf die 
Dauer eines Schuljahrs kann ausgeſprochen werden. 
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Über die Entlaffung und die Zurückſtellung befindet der Kommunalverband. 
Gegen deſſen Entſcheidung ſteht binnen 2 Wochen den Eltern und dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter die Beſchwerde an die Schulaufſichtsbehörde zu. 


See 
Die Koſten, welche durch die Überführung des Kindes, durch feine regle⸗ 
mentsmäßige erſte Ausſtattung, durch die Beerdigung des in der Anſtalt ver⸗ 
ſtorbenen und durch die Rückreiſe des entlaſſenen Kindes entſtehen, fallen dem 
Ortsarmenverband, in welchem es ſeinen Unterſtützungswohnſitz hat, zur Laſt. 
Iſt ein ſolcher Ortsarmenverband nicht vorhanden, ſo fallen dieſe Koſten dem 
verpflichteten Kommunalverbande zur Laſt. Die übrigen Koſten des Unterhalts, 
des Unterrichts und der Erziehung tragen die verpflichteten Kommunalverbände. 


§ 12. 


Die Kommunalverbände ſind berechtigt, die Erſtattung der ihnen erwachſenen 
Koſten von dem Kinde ſelbſt oder von dem auf Grund des Bürgerlichen Rechtes 
zu ſeinem Unterhalte Verpflichteten zu fordern. Die Koſten der allgemeinen Ver⸗ 
waltung, des Baues und der Unterhaltung der von den Kommunalverbänden 
errichteten Anſtalten ſowie die Koſten für den Unterricht und die Erziehung 
bleiben hierbei außer Anſatz. 

Dieſelbe Berechtigung ſteht den Ortsarmenverbänden hinſichtlich der ihnen 
zur Laſt fallenden Koſten zu. N 

Wird gegen den Erſtattungsanſpruch Widerſpruch erhoben, ſo beſchließt 
darüber auf Antrag des Kommunalverbandes oder Ortsarmenverbandes der 
ae Der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs 
endgültig. 

Können die nach Abſ. 1 erſtattungsfähigen Koſten des Unterhalts nicht 
oder nur teilweiſe aus dem Vermögen des Kindes oder durch feine unterhalts⸗ 
pflichtigen Angehörigen gezahlt werden, fo find die Kommunalverbände berechtigt, 
ſofern es ſich nicht um ein landarmes Kind handelt, den nicht gedeckten Teil 
dieſer Koſten nach den Vorſchriften des H 31a des Geſetzes vom 11. Juli 1891 
(Geſetzſamml. S. 301) von dem endgültig unterſtützungspflichtigen Ortsarmen⸗ 
verbande zu verlangen. Die Erſtattung erfolgt durch Vermittelung des Kreiſes, 
welchem dieſer Ortsarmenverband angehört. Der Kreis iſt verpflichtet, dem Orts⸗ 
armenverbande mindeſtens zwei Drittel der von letzterem aufzubringenden Koſten 
als Beihilfe zu gewähren. 

Streitigkeiten zwiſchen den Ortsarmenverbänden und den zur Beihilfe ver⸗ 
pflichteten Kreiſen werden nach § 31 a. a. O. entſchieden. 


$ 13. 


„Die Kommunalverbände haben die erforderlichen Reglements über die Aus⸗ 
führung des Geſetzes zu erlaſſen, wegen deren Genehmigung die Beſtimmungen 
Geſetzſammlung 1911. (Nr. 11144.) 32 
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des § 120 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 finngemäß Anwendung 
finden. In denſelben ſind auch Beſtimmungen über die Höhe der zu erſtattenden 
Koſten zu treffen. 

§ 14. 

Die zuſtändige Schulaufſichtsbehörde beſtimmt der Miniſter der geiſtlichen 
und Unterrichts⸗Angelegenheiten. Im übrigen werden der Miniſter der geiſtlichen 
und Unterrichts⸗Angelegenheiten und der Miniſter des Innern mit der Ausführung 
des Geſetzes beauftragt. 

Saar 
Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen werden aufgehoben. 


$ 16. 

Das Geſetz tritt am 1. April 1912 in Kraft. 

In den erſten fünf Jahren nach dieſem Zeitpunkte können, wenn beſondere 
Gründe vorliegen, Ausnahmen von der Schulpflicht oder ihrer Dauer ($$ 1 
und 2) von der Schulaufſichtsbehörde nachgelaſſen werden. 

Die am 1. April 1912 von den verpflichteten Kommunalverbänden bereits 
beſchulten blinden und taubſtummen Kinder unterliegen von dieſem Tage ab der 
Schulpflicht, ohne daß es eines Beſchluſſes gemäß § 4 dieſes Geſetzes bedarf. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 

Gegeben Wilhelmshöhe, den 7. Auguſt 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Beſeler. v. Trott zu Solz. 
v. Heeringen. v. Dallwitz. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſeßſamml. S. 357) find 

bekannt gemacht: 
1. der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Mai 1911, betreffend die Genehmigung des 
zehnten Nachtrags zum Statute der Poſener Landſchaft vom 13. Mai 1857, 
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zum zweiten Regulativ derſelben vom 5. November 1866, zum dritten 
Regulativ derſelben vom 4. Mai 1885, zum vierten Regulativ derſelben 
vom 1. Juni 1895, zu den neuen Satzungen derſelben vom 4. Auguſt 1896, 
zum fünften Regulativ derſelben vom 31. Dezember 1900 und zur Satzung 
derſelben vom 24. Februar 1902, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 30 II. Sonderbeilage, aus⸗ 
gegeben am 25. Juli 1911, und 
der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 29 S. 277, ausgegeben 
am 20. Juli 1911; 


„das am 6. Juni 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ockerbach⸗ 
Krampehl⸗Genoſſenſchaft in Freienwalde i. Pomm. im Kreiſe Saatzig 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 28 S. 433, 
ausgegeben am 14. Juli 1911; 


der am 15. Juni 1911 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Groß Tworſewitz in Groß Tworſewitz 
im Kreiſe Liſſa vom 8. November 1909 durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Poſen Nr. 29 S. 437, ausgegeben am 18. Juli 1911; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Juli 1911, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Landkreis Beuthen für den Bau einer Chauſſee 
von der Kreisgrenze in der Richtung von Stollarzowitz über Rokittnitz 
bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Mikultſchütz, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 30 S. 287, ausgegeben am 
28. Juli 1911) 


der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Juli 1911, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Kreuznach für die Regulierung der Nahe 
von Kreuznach bis Bingen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Coblenz Nr. 43 S. 248, ausgegeben am 3. Auguſt 1911; 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Juli 1911, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Hattingen für die Ausführung 
der Kanaliſation der Stadt Hattingen, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Arnsberg Nr. 32 S. 617, ausgegeben am 11. Auguft 
das am 3. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deichverband 
Süderland⸗Röm im Kreiſe Tondern durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Schleswig Nr. 49 S. 491, ausgegeben am 12. Auguſt 1911; 


das am 3. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Strunz⸗ 
Weigmannsdorfer Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Alt Strunz im Kreiſe 
Glogau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 30 
S. 269, ausgegeben am 29. Juli 1911; 
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9. der am 19. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für den Deich⸗ und Sielverband der Weſermarſchen des Kreiſes Blumen⸗ 
thal zu Neuenkirchen vom 12. September 1908 durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Stade Nr. 32 S. 509, ausgegeben am 11. Auguſt 
1911; 

10. der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juli 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Beeskow⸗Storkow für die Anlage 
einer Kleinbahn von Beeskow nach Fürſtenwalde mit Gleisanlagen für 
den Waſſerumſchlagsverkehr bei Beeskow, Fürſtenwalde und Ketſchendorf 
nebſt einer Abzweigung von Petersdorf nach Saarow, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 33 
S. 613, ausgegeben am 18. Auguſt 1911. 


3 Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beftellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſeßſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 0 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


